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Antrag 

des Abg. Daniel Born u. a. SPD 

 

Aktueller Stand zur Realisierungsprämie 

 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

zu berichten, 

 

1. wie viele Fälle von verzögerten Fertigstellungen respektive Ausstiegen aus Bauvorhaben, die sie als 

Gründe für das Erfordernis einer Realisierungsprämie angeführt hat, ihr bekannt sind (bitte um sepa-

rate Angabe zurückgegebener Förderbescheide bei der L-Bank sowie um Anzahl der bekannten Fälle 

insgesamt pro Jahr seit 2020);  

 

2. sollte Ziffer 1 nicht eindeutig beantwortet werden können, woraus sich ihrer Ansicht nach die Not-

wendigkeit einer Realisierungsprämie ergibt; 

 

3. für welche Art von Projekten die geplante Realisierungsprämie in Frage kommen soll (frei finanzierte 

Bauvorhaben, Vorhaben, die bereits eine Förderung im Rahmen der Wohnraumförderung erhalten, 

gemischt finanzierte Bauvorhaben, Projekte, die Wohneigentum schaffen, Projekte, die Mietwohn-

raum schaffen etc.); 

 

4. an welche Bedingungen die Gewährung der Realisierungsprämie geknüpft ist (sollten Bedingungen 

je nach Art des Vorhabens variieren, bitte Darstellung der unterschiedlichen Bedingungen je Vorha-

benart);  

 

5. ob sich Höhe und Voraussetzungen für eine Gewährung der Realisierungsprämie für Bauvorhaben, 

die Mietwohnraum schaffen, von solchen unterscheiden die Eigentum schaffen; 

 

6. sollte Ziffer 5 bejaht werden, aus welchen Gründen hier Unterschiede gemacht werden, unter Darstel-

lung inwiefern sich die Förderungen in der Höhe jeweils unterscheiden; 

  

7. ob die in der Antwort zur Kleinen Anfrage Drucksache 17/4262 angekündigte Erarbeitung einer er-

forderlichen Verwaltungsvorschrift für die Umsetzung der angekündigten Realisierungsprämie inzwi-

schen abgeschlossen ist; 

 

8. sollte Ziffer 7 mit nein beantwortet werden, wie der aktuelle Stand zur Erarbeitung dieser Verwal-

tungsvorschrift ist; 

 

9. ob und wann mit einer Umsetzung der Realisierungsprämie zu rechnen ist; 

 

10. aus welchen Haushaltsmitteln die Realisierungsprämie künftig finanziert werden soll; 

 

11. mit einem jährlichen Mittelabruf in welcher Höhe die Landesregierung im Falle einer Umsetzung der 

geplanten Realisierungsprämie rechnet;  

 

12. wie sie das Risiko einschätzt, dass durch die Gewährung der Realisierungsprämie aus den Mitteln der 

Wohnraumförderung noch weniger Mittel für die reguläre Beantragung von Fördermitteln für die 

Schaffung von bezahlbarem Wohnraum zur Verfügung stehen; 

 



13. ob eine Finanzierung dieser Prämie aus Mitteln der Wohnraumförderung mit der Verwaltungsverein-

barung über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes im Bereich des sozialen Wohnungsbaus 

zwischen Bund und Ländern vereinbar ist; 

 

14. ob eine Finanzierung dieser Prämie aus Mitteln der Wohnraumförderung mit der Verwaltungsvor-

schrift des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen zum Förderprogramm Wohnungsbau 

Baden-Württemberg 2022 (VwV-Wohnungsbau BW 2022) in ihrer aktuellen Version vereinbar ist; 

 

15. sollten sich die Pläne der Landesregierung hinsichtlich der Schaffung einer Realisierungsprämie da-

hingehend geändert haben, dass keine solche Prämie mehr geplant ist, aus welchen Gründen das der 

Fall ist. 

 

 

27.3.2024 

 

Born, Hoffmann, Ranger, Fink, Rolland SPD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Am 13. Januar 2023 wurde per Pressemitteilung des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen 

eine Realisierungsprämie im Rahmen des Wohnraumförderprogramms angekündigt. Bei der Landespres-

sekonferenz am 24. Januar 2023 sprachen Ministerin Razavi und Ministerpräsident Kretschmann ebenfalls 

über die Pläne zur Realisierungsprämie. Seit Beginn des letzten Jahres ist allerdings nichts Neues mehr zu 

diesem Vorhaben bekannt geworden.  

Dieser Antrag begehrt Auskunft darüber, wie die Arbeit an der Realisierungsprämie seit dem vergangenen 

Jahr gediehen ist, wie diese Prämie ausgestaltet sein soll und woraus sich aus Sicht der Landesregierung 

der Bedarf für eine solche zusätzliche Maßnahme ergibt.  


